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Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 10.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beitragserhebung nach Arbeitsbedarf bei

Obstbauern
Leitsätze 1. Die Berücksichtigung des

Arbeitsbedarfs bei der Beitragserhebung
für Obstbauern ist rechtmäßig.

2. Die pauschalierende Festlegung eines
Arbeitsbedarfs für alle Obstanbauarten
verstößt nicht gegen den
Gleichheitsgrundsatz.

Normenkette KVLG § 39, KVLG § 40

1. Instanz

Aktenzeichen S 43 KR 149/15
Datum 04.05.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 KR 64/18
Datum 29.06.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 4.Â Mai
2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he der Beitragspflicht des KlÃ¤gers zur
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Kranken- und Pflegeversicherung bei der Beklagten fÃ¼r den Zeitraum 1.Â Januar
2009 bis 14.Â MÃ¤rz 2010.

Die jetzt Beklagte ist die Rechtsnachfolgerin der ursprÃ¼nglich beklagten
Landwirtschaftlichen Krankenkasse fÃ¼r Schleswig-Holstein und Hamburg, die nach
Â§Â 3 AbsÂ 1 LSV-Neuordnungsgesetz eingegliedert wurde in die mit Wirkung zum
1.Â Januar 2013 errichtete Sozialversicherung fÃ¼r Landwirtschaft, Forsten und
Gartenbau (Â§Â 1 LSV-NOG). Diese ist â�� als hier Beklagte â�� zustÃ¤ndig fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung der landwirtschaftlichen Unfallversicherung der Alterssicherung der
Landwirte, der landwirtschaftlichen Krankenversicherung und der
landwirtschaftlichen Pflegeversicherung. Im Jahr 2009 folgte die ZustÃ¤ndigkeit
fÃ¼r die Krankenversicherung versicherungspflichtiger landwirtschaftlicher
Unternehmer der ZustÃ¤ndigkeit der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
fÃ¼r den landwirtschaftlichen Unternehmer (siehe Â§Â 19 AbsÂ 1 SatzÂ 1 KVLG in
der vom 1. April 2007 bis 31.Â Dezember 2012 geltenden Fassung). 

Die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten ermittelte im streitigen Zeitraum die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r versicherungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmen auf der
Grundlage der Â§Â§Â 39 AbsÂ 1 NrÂ 1, 40 Zweites Gesetz Ã¼ber die
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 1989) nach einem satzungsmÃ¤Ã�ig
festzulegenden MaÃ�stab (Â§Â 40 AbsÂ 1 KVLG 1989). In den Â§Â§Â 41, 42 ihrer
Satzung ist festgelegt, dass der Arbeitsbedarf der einzig geltende
BeitragsbemessungsmaÃ�stab ist, wobei der Arbeitsbedarf unter
BerÃ¼cksichtigung der FlÃ¤chengrÃ¶Ã�e und der Kulturarten einheitlich festgesetzt
wird. Dabei galt fÃ¼r Spezialkulturen wie den Obstbau bis Ende 2008 ein
einheitlicher Arbeitsbedarf von 20 Arbeitseinheiten (AE) je Hektar FlÃ¤che. Die ab
1.Â Januar 2008 geltenden Arbeitsbedarfswerte wurden von B von der UniversitÃ¤t
G im Rahmen eines wissenschaftlichen Gutachtens vom 15.Â November 2007
(EinfÃ¼hrung eines AbschÃ¤tztarifs auf der Basis des Arbeitsbedarfs fÃ¼r die
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Schleswig-Holstein und Hamburg) unter
Zuhilfenahme von Auswertungen des Kuratoriums fÃ¼r Technik und Bauwesen in
der Landwirtschaft (KTBL), der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, der
Zentralen Markt- und Preisberichtsstelle (ZMP) und des statistischen Bundesamtes
fÃ¼r die Zwecke der Beitragserhebung der Beklagten in der gesetzlichen
Unfallversicherung aufgestellt. Diese MaÃ�stÃ¤be Ã¼bernahm die Beklagte ab
1.Â Januar 2009 in ihrer Satzung dem Grunde nach auch fÃ¼r die Bemessung der
BeitrÃ¤ge zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung.

Der 1971 geborene KlÃ¤ger ist staatlich geprÃ¼fter Wirtschafter des Gartenbaus
und betrieb vom 15.Â Januar 2006 bis zum 31. Dezember 2014 Obstanbau auf einer
FlÃ¤che von 19 Hektar, die er von seinem Vater gepachtet hatte (Pachtvertrag vom
30. Dezember 2005). Gegen den Aufnahmebescheid der Beklagten in die
gesetzliche Unfallversicherung vom 11.Â Mai 2006 fÃ¼hrte der KlÃ¤ger erfolglos ein
Widerspruchs-, Klage- und Berufungsverfahren (Schleswig-Holsteinisches
Landessozialgericht, Urteil vom 11.Â Februar 2015, LÂ 8Â U 30/13), das darauf
gerichtet war, in die Gartenbau-Berufsgenossenschaft (Gartenbau-BG) Ã¼berwiesen
zu werden. Die Mitgliedschaft des KlÃ¤gers zur Krankenversicherung bei der
Beklagten wurde mit Bescheid vom 16.Â Juni 2006 festgestellt und gleichzeitig
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erhob die Beklagte erstmals ab 15.Â Januar 2006 fÃ¼r die Versicherungspflicht in
ihrer Kranken- und Pflegeversicherung BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von monatlich 183,00
EUR bzw. 21,67Â EUR (Grundlage waren 292,42 AE Arbeitsbedarf), die bis zum Ende
der Mitgliedschaft monatlich erhoben wurden. In der Folgezeit wurde die
Beitragserhebung entsprechend der bis Ende 2008 geltenden Regelungen
angepasst, zuletzt mit Bescheid vom 7.Â Juli 2008 mit Wirkung ab 1. Juli 2008.

Aufgrund des Obstanbaus war der KlÃ¤ger â�� grundsÃ¤tzlich â�� bei der
Beklagten nach Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 1 KVLG 1989 gesetzlich krankenversichert. Er war
Ã¼berdies vom 15.Â MÃ¤rz 2010 bis 31.Â Dezember 2010 bei der AOK gesetzlich
krankenversichert. Mit Bescheid vom 9.Â April 2020 stellte die Beklagte das Ende
der Mitgliedschaft des KlÃ¤gers mit Wirkung zum 15.Â MÃ¤rz 2010 fest.

Mit â�� hier streitgegenstÃ¤ndlichem â�� Bescheid vom 2.Â Januar 2009 setzte die
Beklagte mit Wirkung ab 1.Â Januar 2009 BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung in
HÃ¶he von 475,00Â EUR und zur Pflegeversicherung in HÃ¶he von 58,52Â EUR fest.
Der Arbeitsbedarf je Hektar fÃ¼r Obstanbau und Baumschule betrug 38,5 BER. Die
Beklagte legte ihrer Berechnung einen Arbeitsbedarf des KlÃ¤gers in HÃ¶he von
634,44Â BER zugrunde (Schreiben vom 5. Februar 2009):

Art Menge Wert-LKK
023 Obstbau (15,73 ha)
und Baumschule (0,22 ha)

15,95 ha 614,07

045 MÃ¤hdrusch 2,22 ha Â  2,07 
090 sonst. FlÃ¤che 0,48 ha Â  0,13
166 allgem. Arbeit 18,17 ha 18,17
Gesamtwerte 634,44 BER

Â 

Mit Schreiben vom 4.Â Januar 2009 widersprach der KlÃ¤ger der
Beitragsfestsetzung ab 1.Â Januar 2009, da er als Obstbaubetrieb mit seiner
FlÃ¤che gegenÃ¼ber anderen landwirtschaftlichen Betrieben Ã¼berproportional
belastet sei. Aus seinem Nettoeinkommen (vorgelegter Einkommensteuerbescheid
fÃ¼r 2006: 21.222,00Â EUR und vorgelegter GeldrÃ¼ckbericht des
Landwirtschaftlichen BuchfÃ¼hrungsverbandes fÃ¼r 2007: 17.176,25Â EUR)
kÃ¶nne er die BeitrÃ¤ge nicht aufbringen. Er fÃ¼hrte aus, die
Berechnungseinheiten seien willkÃ¼rlich festgelegt worden und die Annahme, dass
ein hÃ¶herer Aufwand zu einem hÃ¶heren Gewinn fÃ¼hre, sei verfehlt. Seine
Bewirtschaftung und Arbeitsweise habe sich gegenÃ¼ber 2008 nicht verÃ¤ndert, so
dass er begehre, die Beitragsfestsetzung fÃ¼r 2008 (Krankenversicherung
235,00Â EUR und Pflegeversicherung 28,79Â EUR) beizubehalten. Da er weder
Nutztiere halte noch sonst einer landwirtschaftlichen TÃ¤tigkeit nachgehe, sei er
mit seinem Obstanbaubetrieb einem GÃ¤rtner gleichzustellen und der
Krankenkasse fÃ¼r Gartenbau zuzuordnen. Er beantragte, seinen Obstanbaubetrieb
an die Krankenkasse fÃ¼r Gartenbau in K zu Ã¼berweisen.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 21.Â April 2009
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zurÃ¼ck. Sie erlÃ¤uterte im Ã�brigen das seit 1.Â Januar 2009 geltende
satzungsmÃ¤Ã�ige Verfahren. Die neue Beitragsbemessung benachteilige
Obstbauern mit Obst-anbauflÃ¤chen nicht, sondern beseitige eine vormals
bestehende BegÃ¼nstigung. Sie verwies auf die Entscheidung des Schleswig-
Holsteinischen Landessozialgerichts vom 14.Â Februar 2007, LÂ 5Â KR 52/06, in der
festgestellt worden sei, dass bei der Beitragsbemessung nicht auf das individuell
erzielte Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft, sondern vielmehr auf die
potenzielle Ertragskraft des Unternehmens abzustellen sei. 

Mit der am 22.Â Mai 2009 bei dem Sozialgericht Itzehoe eingegangenen Klage hat
der KlÃ¤ger sich weiter gegen die Beitragsfestsetzung gewandt und hilfsweise
beantragt, den Bescheid vom 2.Â Januar 2009 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 21.Â April 2009 aufzuheben, soweit von der Beklagten
hÃ¶here BeitrÃ¤ge als 165,00Â EUR zur Krankenversicherung sowie 21,22Â EUR zur
Pflegeversicherung festgesetzt wurden. Er hat geltend gemacht, dass die
Zuordnung zur Beklagten fehlerhaft und er der Krankenkasse fÃ¼r Gartenbau
zuzuordnen sei. FlÃ¤chenschwache landwirtschaftliche Betriebe hÃ¤tten zur
Erwirtschaftung eines auskÃ¶mmlichen Einkommens die Bewirtschaftung von
Sonderkulturen aufgenommen und sukzessive ihre Betriebe von der Landwirtschaft
in Obstbaubetriebe umgewandelt, jedoch keine AntrÃ¤ge auf Ã�berweisung zur
Gartenbau-BG gestellt, sondern seien in der Landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft verblieben, obwohl sie zur Gartenbau-BG gehÃ¶rten. Er hat
betont, dass sich sein Arbeitsbedarf fÃ¼r die bewirtschafteten FlÃ¤chen von 2008
zu 2009 in keiner Weise geÃ¤ndert habe. Die Beitragsfestsetzung allein nach der
GrÃ¶Ã�e der BewirtschaftungsflÃ¤che ohne BerÃ¼cksichtigung der
EinkommensverhÃ¤ltnisse und ohne die MÃ¶glichkeit einer Befreiung oder
Absenkung halte er fÃ¼r rechtswidrig. Â§Â 40 AbsÂ 1 SatzÂ 2 KVLG 1989 erlaube
auch die BerÃ¼cksichtigung des erwirtschafteten Einkommens als â��anderen
angemessenen MaÃ�stabâ��. Darauf stelle die Satzung der Krankenkasse fÃ¼r den
Gartenbau ab. Die Beitragsfestsetzung der Beklagten verstoÃ�e gegen Â§Â§Â 223
Â ff SGBÂ V und ArtÂ 11 und 12 Grundgesetz (GG). Das von der Beklagten fÃ¼r die
Beitragsbemessung herangezogene Gutachten sei unbrauchbar, begÃ¼nstige
ViehzÃ¼chter und Viehhalter gegenÃ¼ber Obstbauern und behandle zudem
pauschal alle Obstanbauarten gleich. Viehhaltung sei gefÃ¤hrlicher als Obstanbau
und gehe mit regelmÃ¤Ã�igen ErtrÃ¤gen einher. Nicht berÃ¼cksichtigt werde
dagegen, dass zÂ B der Anbau von Beeren arbeitsintensiver sei als der Anbau von
Ã�pfeln und die Obstsorten unterschiedlichen Erntezeiten unterliegen. So erziele er
â�� der KlÃ¤ger â�� mit dem Anbau von Ã�pfeln in den Monaten Mai bis September
keine EinkÃ¼nfte, da sie erst ab Oktober geerntet werden. Gepflanzte JungbÃ¤ume
kÃ¶nnten zudem in den ersten drei Jahren nicht abgeerntet werden, so dass nicht
alle BÃ¤ume auf der bepflanzten FlÃ¤che ErtrÃ¤ge einbringen. Auch diese FlÃ¤chen
wÃ¼rden jedoch gleichwohl regelmÃ¤Ã�ig zur Beitragsberechnung herangezogen.
Der bis Ende 2008 angewendete Arbeitsbedarf von 20 BER sei insoweit keineswegs
unterbewertet, sondern angemessen gewesen. Zur HÃ¶he der hilfsweise geltend
gemachten Beitragsfestsetzung hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, dass er â��
unterlÃ¤ge er der Versicherung bei der Krankenkasse fÃ¼r Gartenbau â��
165,00Â EUR fÃ¼r die Krankenversicherung und 21,22Â EUR fÃ¼r die
Pflegeversicherung zu zahlen hÃ¤tte.
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Die Beklagte hat betont, dass die Zuordnung des KlÃ¤gers in ihre ZustÃ¤ndigkeit
oder der der Krankenkasse fÃ¼r Gartenbau nicht streitgegenstÃ¤ndlich sei, sondern
die HÃ¶he der BeitrÃ¤ge. Sie hat ihre AusfÃ¼hrungen aus dem Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren wiederholt und ergÃ¤nzt, darauf verwiesen, dass das
Unfallrisiko fÃ¼r die Krankenversicherung nicht von Bedeutung sei und folglich aus
dem Gutachten des B lediglich die fÃ¼r die einzelnen Kulturarten ermittelten
Arbeitsbedarfswerte zu Ã¼bernehmen gewesen seien. Eine BegÃ¼nstigung der
Viehhalter durch das Gutachten liege nicht vor. SchlieÃ�lich hat sie angemerkt, dass
die Vorsitzenden der ObstbauverbÃ¤nde Schleswig-Holstein und Hamburg sich
persÃ¶nlich von der Kompetenz des B Ã¼berzeugen konnten und die
Nachvollziehbarkeit der in seinem Gutachten festgestellten Arbeitsbedarfswerte
nicht mehr angezweifelt werde. Ihrem Vorstand gehÃ¶rten sechs Landwirte und
eine ObstbÃ¤uerin an.

Mit Bescheid vom 3.Â Juli 2009 hat die Beklagte die BeitrÃ¤ge zur
Krankenversicherung auf 287,00Â EUR und zur Pflegeversicherung auf 35,36Â EUR
festgesetzt. Die Absenkung beruhte auf einer SatzungsÃ¤nderung zum 1.Â Juli
2009, die Bundesmittel zur Finanzierung der versicherungsfremden Leistungen
sowie der beitragsfreien Mitversicherung von Kindern aus dem
KonjunkturprogrammÂ II beitragssenkend weitergab. Dagegen hat der KlÃ¤ger am
15. Juli 2009 Widerspruch eingelegt. FÃ¼r den Zeitraum Juli 2007 bis Juni 2008
habe er einen Umsatzverlust von 40Â % hinnehmen mÃ¼ssen, so dass er nur einen
Gewinn in HÃ¶he von 4.992,87Â EUR erzielt habe. Mit Bescheid vom 18.Â Dezember
2009 hat die Beklagte ab 1. Januar 2010 BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung in
HÃ¶he von 287,00Â EUR und zur Pflegeversicherung in HÃ¶he von 35,16Â EUR
festgesetzt. Dagegen hat der KlÃ¤ger am 7.Â Januar 2010 Widerspruch eingelegt.

Das Sozialgericht Itzehoe hat die Klage mit Urteil vom 4.Â Mai 2018
zurÃ¼ckgewiesen. Es hat nach Â§Â 136 AbsÂ 3 SGG auf den Widerspruchsbescheid
der Beklagten Bezug genommen und ergÃ¤nzt, dass die Beklagte nach der
Entscheidung des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 11.Â Februar
2015 (LÂ 8Â U 30/13) zustÃ¤ndig und die Regelungen in der Satzung der Beklagten
nach der Entscheidung des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom
14.Â MÃ¤rz 2018 (LÂ 8Â U 29/15) mit hÃ¶herrangigem Recht vereinbar seien.

Gegen das ihm am 16.Â Mai 2018 zugestellte Urteil richtet sich die am 14.Â Juni
2018 eingegangene Berufung des KlÃ¤gers, mit der er sein bisheriges Vorbringen
aufrecht erhÃ¤lt. Die Beitragserhebung greife in seine Berufsfreiheit ein, da die
HÃ¶he der Beitragszahlung erdrosselnde Wirkung habe und existenzbedrohend sei.
Nicht nachvollziehbar sei insbesondere, warum die Einkommenssituation keine
BerÃ¼cksichtigung finde. Obstbauern wÃ¼rden durch die fÃ¼r sie geltenden
Regelungen in Â§Â 40 KVLG 1989 gegenÃ¼ber den nach dem SGBÂ V gesetzlich
krankenversicherten Personen, die nach den einkommensabhÃ¤ngigen Regelungen
in Â§Â§Â 223, 226 SGBÂ V verbeitragt werden, benachteiligt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 4.Â Mai 2018 und den Bescheid der

                             5 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/136.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%208%20U%2029/15
https://dejure.org/gesetze/KVLG/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/223.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/226.html


 

Beklagten vom 2.Â Januar 2009 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
21.Â April 2009 und des Teilabhilfebescheids vom 3.Â Juli 2009 sowie des
Ã�nderungsbescheids vom 18.Â Dezember 2009 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer bisherigen Rechtsauffassung fest und die Entscheidung des
Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat B um ErlÃ¤uterung seiner Gutachterlichen Stellungnahme vom 15.
November 2007 gebeten. Auf seine ErlÃ¤uterungen der Berechnungen vom 1.Â Juni
2021 und 10. Juni 2021 wird Bezug genommen. Dem Senat haben die
VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten vorgelegen. FÃ¼r die weiteren Einzelheiten
wird auf die aktenkundigen Unterlagen und SchriftsÃ¤tze Bezug genommen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht (Â§Â 151
Sozialgerichtsgesetz ) eingegangen, jedoch unbegrÃ¼ndet.

1. StreitgegenstÃ¤ndlich ist nicht nur der Beitragsbescheid vom 2.Â Januar 2009 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.Â April 2009, sondern auch die
Beitragsbescheide vom 3.Â Juli 2009 und 18.Â Dezember 2009 sind
klaggegenstÃ¤ndlich. Der Beitragsbescheid vom 2.Â Januar 2009 ist nicht zeitlich
befristet, so dass nach einem Widerspruch gegen einen Beitragsbescheid
ergangene Beitragsbescheide nach Â§Â 86 SGG Gegenstand des
Widerspruchsverfahrens und nach Klageerhebung ergangene Beitragsbescheide
nach Â§Â 96 SGG Gegenstand des Klageverfahrens werden (stÂ RSpr, vgl nur BSG,
Urteil vom 21. Dezember 2011 â�� BÂ 12 KR 22/09 R â�� Rn 19 â�� 20). Danach
wurden die nach Klagerhebung ergangenen Bescheide vom 3.Â Juli 2009 und
18.Â Dezember 2009 Gegenstand des Verfahrens. Die Wirkung von Â§Â 96 SGG
endet jedoch, wenn die Beitragserhebung gegenÃ¼ber dem Versicherten entfÃ¤llt,
weil das jeweilige VersicherungsverhÃ¤ltnis, das zur Beitragserhebung direkt
gegenÃ¼ber dem Mitglied fÃ¼hrt, endet. Das ist hier bei dem KlÃ¤ger mit Wirkung
ab 15.Â MÃ¤rz 2010 der Fall, da er ab diesem Zeitpunkt nach Â§Â 5 AbsÂ 1 NrÂ 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGBÂ V) gesetzlich krankenversichert ist und
diese Versicherung nach Â§Â 3 AbsÂ 1 KVLGÂ 1989 der Versicherungspflicht nach 
Â§Â 2 KVLG vorgeht. Nachfolgende Beitragsbescheide fÃ¼r ZeitrÃ¤ume, in denen
erneut Versicherungspflicht bei der Beklagten bestand, hat der Senat nicht mehr zu
prÃ¼fen. 

Soweit das Sozialgericht in dem Urteil vom 4.Â Mai 2018 nur Ã¼ber den
Beitragsbescheid vom 2.Â Januar 2009 idF des Widerspruchsbescheides vom
21.Â April 2009 entschieden hat, holt der Senat diesen Prozessrest mit dem
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten in das Berufungsverfahren herauf und entscheidet
auch Ã¼ber diese Bescheide (zur ZulÃ¤ssigkeit des Heraufholens von Prozessresten
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vgl nur BSG, Beschluss vom 29.Â Juni 2020, BÂ 8Â SO 18/20Â B RnÂ 9).

StreitgegenstÃ¤ndlich ist hingegen nicht die Mitgliedschaft des KlÃ¤gers bei der
Beklagten, da diese nicht Gegenstand der streitbefangenen Entscheidungen der
Beklagten ist.

2. Die Beitragsbescheide vom 2.Â Januar 2009, 3.Â Juli 2009 und 18.Â Dezember
2009 sind auf der Grundlage der Regelungen in den Â§Â§Â 39, 40 KVLG und Â§Â 41
der Satzung der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten ergangen. Bei den Bescheiden
handelt es sich jeweils um Ã�nderungsbescheide nach Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 1
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ X) gegenÃ¼ber dem zuletzt
vorangegangenen Beitragsfestsetzungsbescheid (hier vom 7. Juli 2008 mit Wirkung
ab 1. Juli 2008), der ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung ist. Die Ã�nderung im
Sinne von Â§Â 48 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ X liegt in einer Ã�nderung der Satzung der
Beklagten zur Beitragsbemessung begrÃ¼ndet. Es liegt kein formeller Fehler vor.
Auch in der Sache sind die Beitragsbescheide rechtmÃ¤Ã�ig.

3. Bei der Festsetzung der BeitrÃ¤ge wurden die Regelungen in der maÃ�geblichen
Satzung angewandt (dazu a)). Die in dieser Satzung vorgesehene
Beitragsbemessung ist als eine der gesetzlich vorgesehenen Varianten zulÃ¤ssig
gewesen (dazu b)). Die Regelungen in dieser Satzung verstoÃ�en nicht gegen
hÃ¶herrangiges Recht (dazu c)). 

a) Der in dem maÃ�geblichen Zeitraum 1.Â Januar 2009 bis 15.Â MÃ¤rz 2010 zu
berÃ¼cksichtigende Arbeitsbedarf betrug 634,44Â BER. Nach Â§Â 41 AbsÂ 2 der
Satzung vom 29.Â November 2001 in der Fassung des 9.Â Nachtrags vom
2.Â Dezember 2008 wird der Arbeitsbedarf fÃ¼r land- und forstwirtschaftlich
genutzte FlÃ¤chen unter BerÃ¼cksichtigung der FlÃ¤chengrÃ¶Ã�e und der
Kulturarten einheitlich festgelegt und betrÃ¤gt je Hektar bewirtschafteter FlÃ¤che
im Bereich Obstbau 38,5Â BER. Diesen Wert hat die Beklagte mit den fÃ¼r den
KlÃ¤ger maÃ�geblichen FlÃ¤chen multipliziert und sie ist zu einem rechnerisch
zutreffenden Ergebnis fÃ¼r den zu berÃ¼cksichtigenden Arbeitsbedarf in BER
gekommen. Der Senat nimmt fÃ¼r die Einzelheiten dieser Berechnung auf die
Beitragsbescheide Bezug (Â§Â§Â 153 AbsÂ 1, 136 AbsÂ 3 SGG). 

Ein Arbeitsbedarf von 634,44Â BER fÃ¼hrte im Zeitraum 1.Â Januar bis 30.Â Juni
2009 nach Â§Â 42 AbsÂ 1 der Satzung vom 29.Â November 2001 in der Fassung des
9.Â Nachtrags vom 2.Â Dezember 2008 zur Einordnung in die Beitragsklasse 20 mit
einem monatlichen Beitrag in HÃ¶he von 475,00Â EUR (Â§Â 42 AbsÂ 2). FÃ¼r den
Zeitraum 1.Â Juli 2009 bis 15.Â MÃ¤rz 2010 beruhte die Einordnung der
maÃ�geblichen 634,44Â BER in die BeitragsklasseÂ 16 auf Â§Â 42 AbsÂ 1 der
Satzung vom 29.Â November 2001 in der Fassung des 10.Â Nachtrags vom
29.Â April 2009 und begrÃ¼ndete einen Beitrag in HÃ¶he von 287,00Â EUR (Â§Â 42
AbsÂ 2).

b) Diese in der Satzung vorgesehene Beitragsbemessung unter BerÃ¼cksichtigung
des Arbeitsbedarfs je Hektar beruht auf einer gesetzlichen Grundlage. Die Satzung
beruht auf Â§Â 39 KVLG 1989 (im Folgenden jeweils in der Fassung vom 26.Â MÃ¤rz
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2007 gÃ¼ltig vom 1.Â Januar 2009 bis 30.Â Juni 2011) und Â§Â 40 KVLG 1989 (im
Folgenden jeweils in der Fassung vom 26.Â MÃ¤rz 2007, gÃ¼ltig vom 1.Â Januar
2008 bis 10. August 2010). 

Nach Â§Â 39 AbsÂ 1 SatzÂ 1 KVLG wird, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist,
bei versicherungspflichtigen landwirtschaftlichen Unternehmern der
Beitragsbemessung â�� abgesehen von hier nicht maÃ�geblichen Parametern â��
nach NrÂ 1 Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft zugrunde gelegt. Die
BeitrÃ¤ge nach dem Einkommen im Sinne von Â§Â 39 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 1 werden
nach Beitragsklassen festgesetzt (Â§Â 40 AbsÂ 1 SÂ 1 KVLG). Die Beitragsklassen
fÃ¼r die versicherungspflichtigen landwirtschaftlichen Unternehmer werden in der
Satzung nach dem Wirtschaftswert, dem Arbeitsbedarf oder einem anderen
angemessenen MaÃ�stab bestimmt (Â§Â 40 AbsÂ 1 SatzÂ 2 KVLG). Der
Arbeitsbedarf wird nach dem DurchschnittsmaÃ� der fÃ¼r das Unternehmen
erforderlichen menschlichen Arbeit unter BerÃ¼cksichtigung der Kulturarten
bemessen und nach der Zahl der Arbeitstage oder nach der FlÃ¤chengrÃ¶Ã�e
festgesetzt (Â§Â 40 AbsÂ 1 Satz 1 KVLG), wobei das NÃ¤here Ã¼ber die Ermittlung
des Arbeitsbedarfs in der Satzung bestimmt wird (Â§Â 40 AbsÂ 4 SatzÂ 2 KVLG). Die
so nach Â§Â 39 AbsÂ 1 NrÂ 1 iVm Â§Â 40 AbsÂ 1 SatzÂ 1 KVLG ermittelten
Einnahmen sind fiktive Einnahmen, um die Beitragsklasse zu bestimmen. 

Es begegnet keinen Bedenken, dass der Gesetzgeber mit Â§Â 40 AbsÂ 1 KVLG den
VersicherungstrÃ¤gern fÃ¼r die konkrete Beitragsberechnung die Auswahl
zwischen mehreren Alternativen Ã¼berlassen und hinsichtlich der Ermittlung und
Festlegung des Arbeitsbedarfs einen Gestaltungsspielraum eingerÃ¤umt hat,
anstatt diese weiteren Einzelheiten zur Beitragsbemessung abschlieÃ�end selbst zu
regeln. Darin liegt kein VerstoÃ� gegen den Wesentlichkeitsgrundsatz. Zwar
verpflichten das Rechtsstaatsprinzip und das Demokratieprinzip des Grundgesetzes
(GG) den Gesetzgeber, die wesentlichen Entscheidungen des zu regelnden
Rechtsbereichs, die den Freiheits- und Gleichheitsbereich des BÃ¼rgers wesentlich
betreffen, selbst zu treffen und nicht der jeweiligen Verwaltung zu Ã¼berlassen. Die
in Art.Â 20 AbsÂ 2 SatzÂ 2 GG normierte organisatorische und funktionelle
Trennung und Gliederung der Gewalten zielt allerdings auch darauf ab, dass
staatliche Entscheidungen mÃ¶glichst richtig, das heiÃ�t von den Organen getroffen
werden, die dafÃ¼r nach ihrer Organisation, Zusammensetzung, Funktion und
Verfahrensweise Ã¼ber die besten Voraussetzungen verfÃ¼gen. Vor diesem
Hintergrund kann auch die KomplexitÃ¤t der zu regelnden Sachverhalte den
Umfang der Regelungspflicht des Gesetzgebers begrenzen (vgl BVerfG, Beschluss
vom 22.Â Juni 1977 â�� 1Â BvR 799/76 â�� RnÂ 68; BVerfG, Beschluss vom
24.Â MÃ¤rz 2021 â�� 1Â BvR 2656/18 â�� RnÂ 260). Der Gesetzgeber hat den
TrÃ¤gern der landwirtschaftlichen Krankenkasse mit den in Â§Â 40 AbsÂ 1 Satz 2
KVLG vorgegebenen Varianten einen hinreichenden Rahmen fÃ¼r anzuwendende
MaÃ�stÃ¤be vorgegeben (Kreis der Abgabepflichtigen, Anzahl der Beitragsklassen
inklusive HÃ¶chstbeitragsklasse) und ihnen durch die AuswahlmÃ¶glichkeiten
gleichzeitig die MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt, aufgrund ihrer Sachkunde den
regionalen Besonderheiten und Unterschieden in der Bewirtschaftung Rechnung
tragen zu kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 29.02.2012 â�� B 12 KR 7/10 R â�� juris
RnÂ 18; ebenso schon BSG, Urteil vom 31.07.1980 â�� 11 RK 7/79 â�� juris
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RnÂ 25).

c) Die Satzungsregelungen in Â§Â 41 (Arbeitsbedarf als BeitragsmaÃ�stab) und
Â§Â 42 (Beitragsklassen) sind mit hÃ¶herrangigem Recht vereinbar.

aa) Die EinwÃ¤nde des KlÃ¤gers, ein VerstoÃ� gegen den Gleichheitsgrundsatz des 
ArtÂ 3 GG liege darin, dass sich die Beitragserhebung bei landwirtschaftlichen
Unternehmern nach den Â§Â§Â 39, 40 KVLG 1989 iVm der Satzung abstrakt nach
dem Arbeitsbedarf richte, wÃ¤hrend sich bei Beitragspflichtigen nach dem SGBÂ V
die Beitragserhebung nach Â§Â§Â 223 AbsÂ 2, 226 SGBÂ V am tatsÃ¤chlich
individuell erzielten Einkommen der Beitragspflichtigen orientiere, sind nicht
zutreffend. 

Der in ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG zum Ausdruck gekommene Gleichheitsgrundsatz (das
WillkÃ¼rverbot) ist verletzt, wenn sich ein vernÃ¼nftiger, sich aus der Natur der
Sache ergebender oder sonst wie sachlich einleuchtender Grund fÃ¼r eine
Differenzierung oder Gleichbehandlung nicht finden lÃ¤sst, die Bestimmung also als
willkÃ¼rlich bezeichnet werden muss (BVerfG, Urteil vom 23. Oktober 1951 â�� 2
BvG 1/51). Dabei sind grundsÃ¤tzlich wesentlich gleiche Lebenssachverhalte gleich
und wesentlich ungleiche ungleich zu behandeln. Allerdings ist es zunÃ¤chst nicht
per se unzulÃ¤ssig, dass an die Stelle des tatsÃ¤chlichen individuellen Einkommens
Ã¼ber die nach Â§Â 40 KVLG 1989 zulÃ¤ssigen MaÃ�stÃ¤be ein die abstrakte
Ertragskraft des Unternehmens abbildender MaÃ�stab tritt, der das hieraus
potentiell zu erzielende Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft widerspiegelt 
(BSG, Urteil vom 29.Â Feb-ruar 2012 â�� BÂ 12 KR 7/10 R â��RnÂ 18 zum KVLG
1989; SÃ¤chsisches Landessozialgericht, Urteil vom 18. Dezember 2018 â�� 
LÂ 1Â KR 19/14 â��, RnÂ 57, 59). Es gibt keinen Verfassungsgrundsatz dergestalt,
dass sich eine Erhebung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen stets nach dem
genausten BemessungsmaÃ�stab richten mÃ¼sse bzw. dass SchÃ¤tzungen nur
zulÃ¤ssig seien, wenn die Ermittlung der tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde mit einem
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Aufwand verbunden wÃ¤re. Die Herstellung von
Beitragsgerechtigkeit ist zwar ein legitimes gesetzgeberisches Ziel. Jedoch ist der
Gesetzgeber nicht verpflichtet, hierbei ein Optimum anzustreben. Vielmehr sind
gerade VersicherungstrÃ¤ger, die in ihrer Satzung die Beitragsbemessung regeln,
berechtigt, den BedÃ¼rfnissen einer Massenverwaltung ohne VerstoÃ� gegen 
ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG durch weitgehende Typisierungen Rechnung zu tragen bzw.
generalisierende, typisierende und pauschalierende Regelungen zu treffen (BVerfG,
Beschluss vom 12.Â September 2007 â�� 1Â BvR 58/06 â�� RnÂ 12; BSG, Urteil
vom 28.Â Mai 2015 â�� BÂ 12Â KR 15/13Â R â�� RnÂ 39 mwN; SÃ¤chsisches
Landessozialgericht, Urteil vom 18.Â Dezember 2018 â�� LÂ 1Â KR 19/14 â��
RnÂ 61). Auch wenn das tatsÃ¤chlich erzielte Einkommen die wirtschaftliche
LeistungsfÃ¤higkeit eines landwirtschaftlichen Unternehmens im Vergleich zu einem
abstrakten Arbeitsbedarf genauer widerspiegeln wÃ¼rde, war der Gesetzgeber
danach nicht gehalten, Landwirte im Sinne des KVLG mit beitragspflichtigen
Versicherten im Sinne des SGBÂ V gleichzustellen. WillkÃ¼r ist nicht zu erkennen.
Auch die konkrete Auswahlentscheidung der Beklagten fÃ¼r den Arbeitsbedarf
nach BER als BeitragsmaÃ�stab ist nicht zu beanstanden, da dieser MaÃ�stab von 
Â§Â 40 AbsÂ 1 Satz 2 KVLG gedeckt ist.
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Zu bedenken ist auch, dass mit einer Beitragsbemessung nach abstrakten Werten
auch der Besonderheit Rechnung getragen wird, dass eine Solidargemeinschaft
selbststÃ¤ndiger Unternehmer betroffen ist, in der es ohne VerstoÃ� gegen Art 3
AbsÂ 1Â GG als unangemessen angesehen werden darf, wenn das von jedem zu
tragende Unternehmerrisiko im Falle der wirtschaftlichen Erfolglosigkeit â�� also
unzureichenden oder gar negativen EinkÃ¼nften aus landwirtschaftlicher TÃ¤tigkeit
â�� bei der Beitragsbemessung auf andere Versicherte Ã¼bertragen wird. Der
Normgeber kann sich durchaus von der ErwÃ¤gung leiten lassen, dass zÂ B der
erfolgreiche kleine Landwirt mit seinen BeitrÃ¤gen die Krankenversicherung fÃ¼r
den Inhaber eines groÃ�en landwirtschaftlichen Unternehmens, das defizitÃ¤r
wirtschaftet oder kaum der GrÃ¶Ã�e entsprechende Gewinne erwirtschaftet, nicht
â��solidarischâ�� mitfinanzieren soll (SÃ¤chsisches Landessozialgericht, Urteil vom
18.Â Dezember 2018
â�� LÂ 1Â KR 19/14 â�� Rn 62). Hinzuweisen ist auch darauf, dass nicht nur
WetterverhÃ¤ltnisse oder andere schicksalhafte UmstÃ¤nde Einfluss auf den
erzielten Gewinn und damit das zu verbeitragende Einkommen eines
landwirtschaftlichen Unternehmens haben kÃ¶nnten, sondern auch seine
Entscheidungen fÃ¼r oder gegen Investitionen. Sowohl schicksalhafte
UmsatzeinbuÃ�en als auch investitionsbedingte Verluste wÃ¼rden bei einer rein
einkommensabhÃ¤ngigen Verbeitragung auf alle Versicherten umgelegt werden.
Dieser Effekt tritt bei der gesetzlichen Krankenversicherung nach dem SGBÂ V zwar
im Einzelfall, aber nicht regelhaft ein, wenn das Einkommen der versicherten
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten herangezogen wird. FÃ¼r (selbstÃ¤ndige) gesetzlich
krankenversicherte Personen enthÃ¤lt Â§Â 240 SGBÂ V Sonderregelungen, zÂ B
auch Ã¼ber einen Mindestbeitrag. Die Gefahr der Verteilung von Gewinnen und
Verlusten auf die Solidargemeinschaft der Versicherten ist im SGBÂ V minimal.

Nach alledem stellt die Einkommensermittlung nach einem abstrakten MaÃ�stab
eine zulÃ¤ssige Pauschalierung dar, so dass auch Â§Â 41 der Satzung nicht zu
beanstanden ist.

bb) Die EinwÃ¤nde des KlÃ¤gers gegen die Methode der Beklagten, die sie zur
Festlegung der in Â§Â 41 der Satzung normierten Arbeitsbedarfe herangezogen hat,
fÃ¼hren nicht zur Rechtswidrigkeit der Satzung und in der Folge der
streitgegenstÃ¤ndlichen Beitragsbescheide.

Der Arbeitsbedarf im Sinne von Â§Â 40 AbsÂ 1 SatzÂ 2 KVLG wird nach dem
DurchschnittsmaÃ� der fÃ¼r das Unternehmen erforderlichen menschlichen Arbeit
unter BerÃ¼cksichtigung der Kulturarten bemessen und nach der Zahl der
Arbeitstage oder nach der FlÃ¤chengrÃ¶Ã�e festgesetzt (Â§Â 40 AbsÂ 4 SatzÂ 1
KVLG). Das NÃ¤here Ã¼ber die Ermittlung des Arbeitsbedarfs bestimmt die Satzung
(Â§Â 40 AbsÂ 4 SatzÂ 2 KVLG). Der durchschnittliche ArbeitsbedarfsmaÃ�stab muss
grundsÃ¤tzlich den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen entsprechen (BSG, Urteil vom
9.Â Dezember 1993 â�� 2 RU 32/92 â�� Rn 21). Dabei mÃ¼ssen die mit der
Schematisierung verbundenen Abweichungen in EinzelfÃ¤llen auÃ�er Betracht
bleiben (BSG, Urteil vom 15. Dezember 1982 â�� 2Â RU 61/81 â�� RnÂ 20). Die
gerichtliche Ã�berprÃ¼fung des seitens des UnfallversicherungstrÃ¤gers
ermittelten Wertes kann sich dabei naturgemÃ¤Ã� lediglich auf eine
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PlausibilitÃ¤tskontrolle der Ermittlung des Durchschnittswertes beschrÃ¤nken.
Insbesondere muss der Wert anhand eines nachvollziehbaren Verfahrens, das,
soweit mÃ¶glich, die RealitÃ¤t abbildet, ermittelt und darf keinesfalls willkÃ¼rlich
festgesetzt werden. Diese Voraussetzungen sind hier erfÃ¼llt (Schleswig-Holsteini-
sches Landessozialgericht, Urteil vom 8.Â Juli 2015 â�� LÂ 8Â U 40/13 â��
RnÂ 52). Es liegt in der Natur der Sache, dass es bei unterschiedlichen
wissenschaftlichen Untersuchungen insbesondere im empirischen Bereich
Abweichungen im Ergebnis gibt (Schleswig-Holsteinisches Landessozialgericht,
Urteil vom 8.Â Juli 2015 â�� LÂ 8Â U 40/13 â�� RnÂ 55).

Es ist nicht zu beanstanden, dass die Beklagte sich auf die gutachterliche
Stellungnahme des B vom 15.Â November 2007 â��EinfÃ¼hrung eines
AbschÃ¤tztarifs auf der Basis des Arbeitsbedarfs fÃ¼r die Landwirtschaftliche
Berufsgenossenschaft Schleswig-Holstein und Hamburgâ�� gestÃ¼tzt hat. B hat
verÃ¶ffentlichte Daten zum Arbeitsbedarf je Hektar und der GrÃ¶Ã�e von
AnbauflÃ¤chen fÃ¼r verschiedene Obstsorten in Schleswig-Holstein und Hamburg
ausgewertet und nach dem FlÃ¤chenanteil gewichtete Durchschnittswerte als
anteilige Arbeitsbedarfe je Hektar fÃ¼r die in Schleswig-Holstein und Hamburg
angebauten Obstarten, ua Ã�pfel, Erdbeeren ermittelt. Aus der Summe der
anteiligen Arbeitsbedarfe fÃ¼r die Obstarten abzÃ¼glich eines Risikoabschlags und
zuzÃ¼glich eines Anteils allgemeiner Arbeiten (zÂ B Planungs,
Organisationsarbeiten etc) hat er den Bedarf, der auf der Grundlage eines
Arbeitstages von 10 Stunden zu dem in der Satzung festgelegten Arbeitsbedarf von
38,5 BER fÃ¼hrte, errechnet (ErlÃ¤uterung vom 10. Juni 2021, Gutachterliche
Stellungnahme vom 15.Â November 2007 SeiteÂ 5). Diese Methode ist
mathematisch korrekt umgesetzt und als solche logisch eingesetzt worden.

cc) Es verstÃ¶Ã�t â�� entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers â�� auch nicht gegen den
Gleichheitsgrundsatz, dass die Beklagte als Ergebnis der gewÃ¤hlten Methode in
Â§Â 41 der Satzung fÃ¼r Obstbau einheitliche Arbeitsbedarfe zugrunde gelegt hat.
Das Gericht hat â�� sowohl bei Satzungen der TrÃ¤ger der gesetzlichen
Unfallversicherung als auch bei Satzungen der TrÃ¤ger gesetzlicher
Krankenversicherungen â�� nicht zu prÃ¼fen, ob der Satzungsgeber die
zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste und gerechteste Regelung getroffen hat.
MaÃ�gebend ist, ob sachgerechte, plausible GrÃ¼nde fÃ¼r die autonome
Rechtsetzung anzufÃ¼hren sind (vgl zu Satzungen von Berufsgenossenschaften
allgemein BSG, Urteil vom 26. November 2019, BÂ 2Â U 29/17Â R RzÂ 25 bei juris;
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 29.Â August 2017Â â�� 
LÂ 16Â U 6/15Â  RnÂ 58 â�� 60 juris; zu Satzungen von TrÃ¤gern gesetzlicher
Krankenversicherungen BSG, Urteil vom 29.Â Februar 2012 â�� BÂ 12Â KR 7/10 R
â�� RnÂ 12). 

Auf der Grundlage dieser MaÃ�gabe ist eine pauschalierende Festlegung von
38,5Â BER fÃ¼r Obstbau ohne Differenzierung danach, ob das Obst von BÃ¤umen,
StrÃ¤uchern oder mehrjÃ¤hrigen Stauden stammt, die Ernte ganzjÃ¤hrig oder nur
wÃ¤hrend bestimmter ZeitrÃ¤ume ErtrÃ¤ge einbringt oder welchen Pflegebedarf
das jeweilige Obst hat, zulÃ¤ssig. Es unterlag der Entscheidungsfreiheit der
seinerzeitigen Satzungsgeberin, wie groÃ�- oder kleinteilig die Obstanbauarten
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zusammengefasst werden, ohne dass willkÃ¼rliche oder sachfremde
BeweggrÃ¼nde fÃ¼r die Zusammenfassung der Obstanbauarten erkennbar sind 
(so schon Schleswig-Holsteinisches Landessozialgericht, Urteil vom 14.Â MÃ¤rz
2018, LÂ 8 U 29/15, S.Â 17 in dem Verfahren des KlÃ¤gers gegen die
Beitragserhebung zur gesetzlichen Unfallversicherung). ZulÃ¤ssig ist folglich auch
die pauschale Einordnung von errechneten Arbeitsbedarfen in eine Beitragsklasse,
wie es in Â§Â 42 AbsÂ 2 der Satzung im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
vorgesehen war.

Ã�berdies wird bezogen auf den Anbau von Ã�pfeln angemerkt, dass nach der
vorliegenden Tabelle aus der Stellungnahme des B vom 10.Â Juni 2021 eine isolierte
Betrachtung des Apfelanbaus zu einem gewÃ¤hlten Arbeitsbedarf je Hektar von 360
hÃ¤tte fÃ¼hren kÃ¶nnen. Eine solche isolierte Betrachtung wÃ¼rde die
BerÃ¼cksichtigung von RisikoabschlÃ¤gen fÃ¼r die â�� dann nicht erfolgte â��
additive und pauschalierende Berechnung und Bewertung aller Obstarten
entbehrlich erscheinen lassen. Das Ergebnis der additiven Berechnung und
pauschalierenden Zusammenfassung mit Risikoabschlag in HÃ¶he von 350 weicht
nur Ã¤uÃ�erst geringfÃ¼gig von der isolierten Betrachtung des Apfelanbaus ab und
stellt den KlÃ¤ger â�� wie die Ã¼brigen Apfelbauern â�� besser.

dd) Der Einwand des KlÃ¤gers, die Verpflichtung zur Zahlung der festgesetzten
BeitrÃ¤ge sei erdrosselnd und existenzvernichtend und verletze ihn in seiner
BerufsausÃ¼bungsfreiheit (ArtÂ 12 GG), verfÃ¤ngt nicht, da die gesetzliche
Krankenversicherung der Landwirtschaftlichen Unternehmer kein Ausfluss der von 
ArtÂ 12 GG geschÃ¼tzten Berufsfreiheit ist, sondern den SchutzgÃ¼tern von ArtÂ 2
AbsÂ 2 SatzÂ 1 GG â�� Leben und Gesundheit â�� dient. ErgÃ¤nzend macht sich
der Senat die AusfÃ¼hrungen des 8.Â Senats des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts in dessen â�� in Verfahren des KlÃ¤gers ergangenen â��
Urteilen vom 11.Â Februar 2015 (LÂ 8 U 30/13) und vom 14.Â MÃ¤rz 2015 (LÂ 8 U
29/15) zu eigen. 

ee) SchlieÃ�lich dringt der KlÃ¤ger auch nicht mit seinem Einwand durch, dass eine
Ã�nderung der BeitragsmaÃ�stÃ¤be von 2008 zu 2009 rechtswidrig sei, da eine
Ã�nderung ebenso von der Gestaltungsbefugnis des Satzungsgebers gedeckt ist wie
die konkrete Ausgestaltung der Beitragsbemessung.

d) Die BeitrÃ¤ge waren auch nicht in HÃ¶he der vom KlÃ¤ger vergleichsweise
aufgestellten und begehrten HÃ¶he festzusetzen. Die HÃ¶he dieser BetrÃ¤ge lÃ¤sst
sich mit den BeitragsmaÃ�stÃ¤ben der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten nicht
begrÃ¼nden. Die BeitragsmaÃ�stÃ¤be der Krankenversicherung fÃ¼r die Mitglieder
der Gartenbau-BG finden weder direkt Anwendung noch sind sie entsprechend
heranzuziehen.

4. Der Beitrag zur Pflegeversicherung wurde von der Beklagten zutreffend
festgesetzt. Er beruht dem Grunde nach auf der Versicherungspflicht nach Â§ 20
AbsÂ 1 NrÂ 3 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGBÂ XI) und der HÃ¶he nach auf 
Â§Â 57 AbsÂ 3 SGBÂ XI in der vom 1.Â Januar 2009 bis 31.Â Dezember 2012
geltenden Fassung vom 28.Â Mai 2008. Â§Â 57 AbsÂ 3 SGBÂ XI lautete:
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â��1Bei landwirtschaftlichen Unternehmern sowie bei mitarbeitenden
FamilienangehÃ¶rigen wird auf den Krankenversicherungsbeitrag, der nach den
Vorschriften des Zweiten Gesetzes Ã¼ber die Krankenversicherung der Landwirte
aus dem Arbeitseinkommen aus Land- und Forstwirtschaft zu zahlen ist, ein
Zuschlag erhoben. 2Die HÃ¶he des Zuschlags ergibt sich aus dem VerhÃ¤ltnis des
Beitragssatzes nach Â§Â 55 Abs.Â 1 Satz 1 zu dem nach Â§Â 241 des FÃ¼nften
Buches festgelegten allgemeinen Beitragssatz. 3Sind die Voraussetzungen fÃ¼r
einen Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose nach Â§ 55 Abs. 3 erfÃ¼llt, erhÃ¶ht sich der
Zuschlag nach Satz 2 um das VerhÃ¤ltnis des Beitragszuschlags fÃ¼r Kinderlose
nach Â§ 55 Abs. 3 Satz 1 zu dem Beitragssatz nach Â§ 55 Abs. 1 Satz 1. 4Das
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit stellt die HÃ¶he der ZuschlÃ¤ge nach den
SÃ¤tzen 2 und 3 zum 1. Januar jeden Jahres fest. 5Er gilt fÃ¼r das folgende
Kalenderjahr. 6FÃ¼r die Beitragsbemessung der Altenteiler gilt Â§Â 45 des Zweiten
Gesetzes Ã¼ber die Krankenversicherung der Landwirte. 7Wird der Beitragssatz im
Laufe eines Kalenderjahres geÃ¤ndert, stellt das Bundesministerium fÃ¼r
Gesundheit die HÃ¶he der ZuschlÃ¤ge nach den SÃ¤tzen 2 und 3 fÃ¼r den
Zeitraum ab der Ã�nderung fest.â��

Der Zuschlag gemÃ¤Ã� Â§Â 57 Abs 3 SGB XI, der als Pflegeversicherungsbeitrag auf
den Krankenversicherungsbeitrag zu erheben ist und den landwirtschaftliche
Unternehmer nach den Vorschriften des Zweiten Gesetzes Ã¼ber die
Krankenversicherung der Landwirte aus Arbeitseinkommen aus Land- und
Forstwirtschaft zu zahlen haben, betrÃ¤gt fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2009 bis 31.
Dezember 2009 monatlich 12,6 vH. Der erhÃ¶hte Zuschlag fÃ¼r Kinderlose zum
Krankenversicherungsbeitrag betrÃ¤gt monatlich 14,22 vH (Bekanntmachung des
fÃ¼r die Pflegeversicherung nach Â§Â 57 AbsÂ 3 SGB XI zu erhebenden Zuschlags
sowie des in Verbindung mit Â§Â 55 Abs 3 SGB XI zu erhebenden erhÃ¶hten
Zuschlags fÃ¼r Kinderlose zum Krankenversicherungsbeitrag ab 1. Januar 2009,
BAnz 2008, 4072, GMBl 2008, 1152). FÃ¼r die Zeit vom 1.Â Januar 2010 bis
31.Â Dezember 2010 betrÃ¤gt der Zuschlag monatlich 13,1 vH; der erhÃ¶hte
Zuschlag fÃ¼r Kinderlose zum Krankenversicherungsbeitrag betrÃ¤gt monatlich
14,78 vH (BAnz 2009, 3806, GMBl 2009, 1627, Die BeitrÃ¤ge 2010, 14-15).

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG und orientiert sich am Ausgang
des Verfahrens.

6. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§Â 160 AbsÂ 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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